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Der IV b - Zivilsenat des Bundesgerichtshofes hat 
auf die mündliche Verhandlung vom 5. November 1980 
durch den Vorsitzenden Richter Dr. Grell und die Rich­
ter Knüfer, Dr. Seidl, Dr. Blumenrohr und Dr. Krohn

für Recht erkannt:

Die Revision des Antragstellers gegen das 
Urteil des 5. Senats für Familiensachen 
des Oberlandesgerichts Hamm vom 15. Dezem­
ber 1978 wird zurückgewiesen.

Der Antragsteller trägt die Kosten der Re­
vision.

Von Rechts wegen

Tatbestand:

Die Parteien haben im Jahre 1948 geheiratet. Aus 
der Ehe sind zwei in den Jahren 1949 und 1952 geborene 
Töchter hervorgegangen, von denen die Jüngere bereits 
verheiratet ist. Beide Töchter sind derzeit Studentin­
nen und beziehen Leistungen nach dem Bundesausbildungs­
förderungsgesetz.

Seit dem Jahre 1958 leben die Parteien getrennt. 
Eine im Jahre 1968 vom Antragsteller anhängig gemachte 
Scheidungsklage scheiterte am Widerspruch der Antrags­
gegnerin.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 3 -

Die Antragsgegnerin war vor der Ehe berufstätig 
gewesen. In der Ehe war sie ab 1955 zunächst stunden­
weise und ab 1971 wieder in einer Ganztagsstellung er­
werbstätig. Der Antragsteller hatte sich in einem Un­
terhaltsrechtsstreit durch Prozeßvergleich vom 19. Sep­
tember 1961 verpflichtet, an seine Ehefrau und die beiden 
Töchter zu deren Unterhalt monatlich 400 DM zu zahlen.
Die Unterhaltsrente zahlte er in der Folgezeit bis Ju­
ni 1978 an die Antragsgegnerin.

Im vorliegenden Verfahren hat der Antragsteller 
die Scheidung der Ehe beantragt. Die Antragsgegnerin 
hat nach Inkrafttreten des 1. EheRG einen nacheheli­
chen Unterhaltsanspruch von monatlich 626 DM als Fol­
gesache anhängig gemacht.

Das Amtsgericht hat die Ehe geschieden und die 
Unterhaltsklage abgewiesen. Auf die Berufung der An­
tragsgegnerin hat ihr das Oberlandesgericht eine nach­
eheliche Unterhaltsrente von monatlich 377 DM zuge­
sprochen. Hiergegen wendet sich der Antragsteller mit 
der (zugelassenen) Revision.

Entscheidungsgrtlnde:

Das Rechtsmittel bleibt erfolglos.

1. Das Berufungsgericht hat den Prozeßvergleich 
aus dem Jahre 1961 dahin ausgelegt, daß er im Verhält­
nis zwischen den Parteien nur den Unterhalt während des
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Getrenntlebens und nicht auch den Unterhalt nach ei­
ner Scheidung der Ehe regelte. Dagegen sind Bedenken 
nicht zu erheben. Die Revision greift die Auslegung 
auch nicht an. Das Berufungsgericht ist danach zutref­
fend davon ausgegangen, daß sich der nacheheliche Un­
terhaltsanspruch der Antragsgegnerin nach den gesetz­
lichen Vorschriften richtet.

2. Das Berufungsgericht hat ausgeführt, daß die 
Antragsgegnerin zwar eine ihr angemessene Erwerbstä­
tigkeit ausübe, Jedoch ihre daraus erzielten Einkünf­
te zu ihrem vollen Unterhalt nicht ausreichten, so 
daß sie den Unterschiedsbetrag vom Antragsteller ver­
langen könne; der Höhe nach sei der Unterhaltsanspruch 
mit einem Drittel der Differenz der anrechenbaren Ein­
kommen der Ehegatten zu bemessen.

Hiergegen wendet sich die Revision ohne Erfolg.

a) Ein geschiedener Ehegatte hat nach § 1573 
Abs. 2 BGB einen Anspruch auf (ergänzenden) Unter­
halt, wenn er zwar eine angemessene Erwerbstätigkeit 
ausübt, die daraus bezogenen Einkünfte aber zu sei­
nem vollen Unterhalt im Sinne des § 1578 BGB nicht 
ausreichen; der Höhe nach besteht dieser Anspruch 
in dem Unterschiedsbetrag zwischen den eigenen Ein­
künften \ind dem vollen Unterhalt.

Das Maß des vollen Unterhalts, das für den An­
spruch auf Ergänzungsunterhalt bestimmend ist, rich­
tet sich gemäß § 1578 Abs. 1 Satz 1 BGB nach den ehe­
lichen Lebensverhältnissen. Dazu gehören insbesondere



die Einkommensverhältnisse der Ehegatten. In einer 
Ehe, in der beide Partner einer Erwerbstätigkeit nach­
gehen, werden die Lebensverhältnisse regelmäßig von 
dem gemeinsamen Einkommen beider Ehegatten bestimmt 
(BGH FamRZ 1980, 876, 877). Wenn die beiderseitigen 
Einkünfte verschieden hoch sind, hat dies nicht zur 
Folge, daß dementsprechend auch die ehelichen Le­
bensverhältnisse für die beiden Ehegatten Jeweils 
unterschiedlich zu beurteilen wären. Die Berücksich­
tigung des besonderen Aufwands, der mit einer Berufs­
tätigkeit verbunden ist, kann zwar dazu führen, daß 
bei der Berechnung des Unterhaltsbedarfs den Erwerbs­
tätigen Jeweils mehr als die Häfte ihres Einkommens 
zugerechnet wird (BGH FamRZ 1979, 692, 69^). Davon 
abgesehen, bleibt Jedoch das gemeinsame Einkommen 
für die ehelichen Lebensverhältnisse beider Ehegat­
ten bestimmend.

Das Berufungsgericht hat danach bei der Bemes­
sung des Unterhaltsanspruchs der Antragsgegnerin zu 
Recht auf die Einkommensverhältnisse beider Ehegatten 
abgestellt. Die von der Revision vertretene Auffas­
sung, daß der nacheheliche Unterhaltsanspruch eines 
Ehegatten nach dem generell zu ermittelnden Lebens­
bedarf einer volljährigen Person und damit nach den 
Richtsätzen zu bemessen sei, die die in der Praxis 
verwendeten Unterhaltstabellen für den Selbstbedarf 
eines Unterhaltspflichtigen aufgestellt haben, läßt 
außer acht, daß § 1587 Abs. 1 Satz 1 BGB auf die 
Lebensverhältnisse in der Jeweiligen Ehe abstellt.
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b) Maßgebend für den nachehelichen Unterhalts­
anspruch sind die ehelichen Lebensverhältnisse im 
Zeitpunkt der Scheidung. Dies war nach früherem Recht 
für den Anspruch nach §§ 58, 59 EheG einhellig an­
erkannt (BGH FamRZ 1980, 770 m.w.N.) und gilt in 
gleicher Weise auch nach neuem Recht für die Unter- 
haltsbemessung nach § 1578 Abs. 1 Satz 1 (Gernhu­
ber, Familienrecht 3. Aufl. § 30 X 1 = S. 413 m.
w. N.). Auf den Zeitpunkt, von dem ab die Ehegatten 
getrennt gelebt haben (§ 1567 BGB), kommt es - ent­
gegen der Auffassung des Revisionsklägers - nicht
an. Ob dieser Grundsatz, wie vereinzelt vertreten 
wird (Nachweise bei Gemhuber aaO), in besonderen 
Fällen Ausnahmen erleiden kann, bedarf keiner Ent­
scheidung, da Jedenfalls im vorliegenden Fall kei­
ne Umstände gegeben sind, die ein Abstellen auf den 
Zeitpunkt der Trennung der Parteien rechtfertigen 
könnten. Das vom Antragsteller nach der Trennung
im Jahre 1968 erhobene Scheidungsbegehren ist erfolg­
los geblieben, weil die Antragsgegnerin nach dem 
damals geltenden Recht der Scheidung widerspre­
chen und damit an der Ehe festhalten konnte (§48 
Abs. 2 EheG). Einen weiteren Versuch, die Eheschei­
dung zu erreichen, hat der Antragsteller bis zum 
vorliegenden Verfahren nicht mehr unternommen. Die 
Abschaffung des Widerspruchsrechts durch die Ehe­
rechtsreform des 1. EheRG hat nicht zur Folge, daß 
rückschauend das Festhalten der Antragsgegnerin an 
der Ehe unter der Geltung des früheren Rechts nicht 
mehr zu billigen wäre. Es ist daher kein Grund er­
sichtlich, warum die Entwicklung der ehelichen Le­
bensverhältnisse bis zur Scheidung - an der die An-
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tragsgegnerin in unterhaltsrechtlicher Hinsicht im 
übrigen auch während der Trennung der Parteien nach 
Maßgabe des § 1361 BGB (alter und neuer Fassung) 
teilhaben konnte - hier bei der Bemessung des Unter­
haltsanspruchs außer Betracht bleiben sollte.

Das langjährige Getrenntleben der Parteien er­
gibt auch keinen Grund, der zu einem Ausschluß oder 
einer Herabsetzung des Unterhaltsanspruchs nach der 
Billigkeitsklausel des § 1579 Abs. 1 BGB führen 
könnte. Wie der Senat bereits in seiner Entschei­
dung vom 9. Juli 1980 - IV b ZR 528/80 (EBE 1980,
353 « FamRZ 1980, 981 = NJW 1980, 2247) ausführ­
lich dargelegt hat, kann ein langjähriges Getrennt­
leben selbst in Fällen, in denen die Ehegatten vor­
her nur kurz zusammengelebt hatten,weder nach Nr. 1 
noch nach Nr. 4 des § 1579 Abs. 1 BGB zu einer Be­
schränkung des Unterhaltsanspruchs führen. Um so 
weniger kann dies im vorliegenden Fall angenommen 
werden, in dem die Parteien vor der Trennung rund 
zehn Jahre lang in der Ehe zusammengelebt haben. 
Sonstige Gründe, die zu einem Ausschluß oder ei­
ner Beschränkung des Unterhaltsanspruchs nach § 1579 
Abs. 1 Nr. 4 BGB führen könnten (vgl. BGH NJW 1979, 
1348, 1349), sind nicht festgestellt.

c) Die Berechnung des ergänzenden Unterhalts 
mit einem Drittel der Differenz der Nettoeinkom­
men der Parteien, die das Berufungsgericht vorge­
nommen hat, entsprach dem Richtsatz der in der Pra-
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xis weitgehend angewandten "Düsseldorfer Tabelle” 
in der zur Zeit der Berufungsverhandlung bestehen­
den Fassung (NJW 1977, 289). Sie ist an den eheli­
chen Lebensverhältnissen orientiert und enthält 
nach Sachlage keinen Rechtsfehler zum Nachteil des 
Revisionsklägers (BGH FamRZ 1979, 692, 693 f.;
NJW 1980, 2247, 2248). Die Berechnungsmethode als 
solche ist von der Revision auch nicht angegriffen 
worden.

Bei der Ermittlung der aufzuteilenden Netto­
einkommen der Parteien hat das Berufungsgericht 
vorweg die Unterhaltsbeträge abgezogen, die die 
Parteien für ihre Tochter Sabine aufgrund von Über­
leitungsanzeigen nach § 37 Abs. 1 und 3 BAföG an 
den Träger der Ausbildungsförderung zahlen. Dies 
entspricht der Berechnungsweise nach den in der 
Rechtsprechung verwendeten Unterhaltstabellen - vgl. 
etwa die "Düsseldorfer Tabelle»(NJW 1977, 289, 290; 
FamRZ 1978, 854, 855; 1980, 19, 21) und die "Leit­
linien der Familiensenate des Oberlandesgerichts 
Hamm zum Unterhaltsrecht" (FamRZ 1980, 21, 26) - 
und ist für den Regelfall nicht zu beanstanden, 
wenn die sich daraus ergebende Verteilung der zum 
Unterhalt von Ehegatten und Kindern zur Verfügung 
stehenden Mittel nicht in einem Mißverhältnis zum 
wechselseitigen Lebensbedarf der Beteiligten steht. 
Letzteres ist hier nicht der Fall.

Die Revision macht insoweit geltend,daß sich die 
Antragsgegnerin gegen die Heranziehung zum Unterhalt 
der Tochter Sabine hätte zur Wehr setzen müssen. Die
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erwerbstätige Antragsgegnerin haftete Jedoch nach 
§ 1606 Abs. 3 BGB neben dem Antragsteller anteilig 
für den Unterhalt der Tochter. Es sind keine An­
haltspunkte dafür ersichtlich, daß unter Berücksich­
tigung der Einkommensverhältnisse der Parteien der 
Haftungsanteil der Antragsgegnerin oder der Gesamt­
unterhalt für die Tochter der Parteien zu hoch be­
messen gewesen wäre.

3. Die Revision rügt schließlich noch, daß das 
Berufungsgericht auch die Inanspruchnahme des Antrag­
stellers durch den Träger der Ausbildungsförderung 
für den Unterhalt der Tochter Christiane hätte be­
rücksichtigen müssen. Auch damit dringt sie nicht 
durch. Der Antragsteller hatte im Rechtsstreit be­
züglich der Tochter Christiane nur eine kurz vor 
der Berufungsgerhandlung ergangene Rechtswahrungs­
anzeige des Amts für Ausbildungsförderung nach § 37 
Abs. 4 BAföG a.F. vorgelegt. Die unter Hinweis auf 
diese Anzeige behauptete "Inanspruchnahme" mußte 
das Berufungsgericht nicht dahin verstehen, daß der 
Antragsteller bereits Zahlungen leistete. Das Beru­
fungsgericht mußte darüber hinaus nicht davon aus­
gehen, daß überhaupt ein nach § 37 BAföG überlei­
tungsfähiger Unterhaltsanspruch der Tochter Chri­
stiane gegen ihre Eltern bestand, weil die Toch­
ter Christiane bereits verheiratet war und deshalb 
für ihren Unterhalt grundsätzlich ihr Ehemann vor­
rangig haftete (§ 1608 BGB). Umstände, aus denen 
sich eine Unterhaltspflicht der an sich nachrangig 
haftenden Eltern ergeben hätte, sind nicht festge­
stellt.
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Da das Berufungsgericht auch sonst keinen 
Rechtsfehler zum Nachteil des Antragstellers ent­
hält, war dessen Revision nach alledem mit der 
Kostenfolge des § 97 Abs. 1 und 3 ZPO zurückzuwei­
sen.

Dr. Grell Knüfer Dr. Seidl

Blumenrohr Krohn
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